= * 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 8017.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Geſetzes vom 28. Januar 1848. über das 
Deichweſen auf die Provinzen Schleswig⸗Holſtein und Hannover. Vom 
11. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Artikel J. 


4 Das beiliegende Geſetz vom 28. Januar 1848. über das Deichweſen tritt 


auch für die Provinzen Schleswig⸗Holſtein und Hannover, jedoch mit der im 


| weiten Artikel dieſes Geſetzes enthaltenen Beſchränkung und mit nachfolgenden 


derungen in Kraft. 


1. Die ſtaatliche Oberaufficht über das Deichweſen liegt den unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden (Landrath, Amtshauptmann, Magiſtrat) und in höherer Inſtanz 
er Regierung beziehungsweiſe den Landdroſteien ob. Diejenigen Zuftändigfeiten, 
welche in den § . 4. bis 10. und 24. des Geſetzes vom 28. Januar 1848. den 
egierungen übertragen ſind, werden von den Verwaltungsbehörden unterer 
deaſtanz wahrgenommen; dagegen bleibt die nach Vorſchrift der SS. 1. bis 3. 
105 Geſetzes erforderliche ſtaatliche Genehmigung für neue und für die Ver⸗ 
banung „Erhöhung oder Beſeitigung beſtehender Deichanlagen der Regierung 
eziehungsweiſe den Landdroſteien vorbehalten. 


2. Die im $. 2. des Geſetzes vom 28. Januar 1848. vorgeſchriebene vor⸗ 
herige Anhörung der Betheiligten hat in allen Fällen einzutreten, vorbehaltlich 
proviſoriſcher Verfügung, wenn Gefahr im Verzuge iſt. 

6 3. In den Fällen der $$. 4. und 5. des Geſetzes iſt nur dann von Amts- 
faber einzuſchreiten, wenn aus der Nichterhaltung des Deiches eine gemeine Ge⸗ 
ahr entſteht, andernfalls nur auf Antrag eines Betheiligten. 
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4. Der $. 11. des Geſetzes wird durch nachfolgende Vorſchrift erſetzt: 
Iſt es zur erheblichen Förderung der Landeskultur wünſchens⸗ 
werth, Deiche und dazu gehörige Sicherungs- und Meliorationswerke 
anzulegen, zu erweitern oder zu erhalten, fo können die Beſitzer fümmt 
licher, der Ueberſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke zur gemeinſamen 
Anlegung und Unterhaltung der Werke unter landesherrlicher Genehmi' 
gung zu Deichverbänden vereinigt werden, wenn die Mehrheit der Be⸗ 
theiligten der Anlage beziehungsweiſe dem Verbandsſtatute zuſtimmt. f 
In Fällen gemeiner Gefahr kann jedoch die Vereinigung der Be 
theiligten zu Deichverbänden unter landesherrlicher Genehmigung au 
dann erfolgen, wenn die Mehrheit der Betheiligten der Anlage beziehungs⸗ 
weiſe dem Verbandsſtatute widerſpricht. 
In dieſen Fällen iſt jedoch die zuvorige Anhörung des ſtändiſchen 
Verwaltungsausſchuſſes der betreffenden Provinz erforderlich. } 
Eine Mehrheit im Sinne diefer Beſtimmung wird durch diejeni⸗ 
gen gebildet, welche innerhalb des von der Regierung (Landdroſtei) auf 
Grund techniſcher Ermittelungen vorläufig feſtgeſtellten Ueberſchwem⸗ 
mungsgebiets den größeren Theil der betheiligten Grundfläche beſitzen. 
Die Nichtabgabe der Stimme in dem Behufs der Abſtimmung 
anberaumten, ordnungsmäßig unter Angabe des Zweckes bekannt gemach⸗ 
PN Termine gilt als Zuſtimmung zu den Mehrheitsbeſchlüſſen der Er 
ienenen. a 
Durch die vorläufige Feſtſetzung des Ueberſchwemmungsgebiets 
wird einer demnächſtigen Regelung der Beitragsverhältniſſe im Sinne 
des §. 16. des Geſetzes nicht vorgegriffen. 


5. Der $. 14. des Geſetzes erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 


Falls jedoch die Vertretung eines der betheiligten Deich verbände wider 
ſpricht, ſo bedarf eine ſolche Verfügung der Zuſtimmung des ſtändiſchen 
Verwaltungsausſchuſſes der betreffenden Provinz. Die dauernde Ber’ 
einigung mehrerer Verbände erfordert die Zuſtimmung derſelben. 


6. Der $. 20. des Geſetzes wird durch nachfolgende Vorſchrift erſetzt: 


Die Eigenthümer der eingedeichten Grundſtücke und Vorländer ſind ver⸗ 
pflichtet, auf Anordnung der Deichbehörde dem Verbande den zu den 
Schutz⸗ und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden gegen 
Vergütigung abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Ma’ 
terialien an Sand, Lehm, Raſen u. ſ. w. gegen Erſatz des durch die 
Fortnahme derſelben ihnen entſtandenen Schadens zu überlaſſen. Die 
Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigung erfolgt in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein nach Maßgabe der dort beſtehenden allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Entziehung und Beſchränkung des Grundeigenthums , 
in der Provinz Hannover unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchrif⸗ 
ten des Hannoverſchen Geſetzes vom 16. September 1846., die Ver⸗ 
äußerungspflicht Behufs der Anlage von Schiffahrtskanälen de 
„Gegen 
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7. Gegen die Erlaſſe der Deichaufſichtsbehörden kann der Rekurs an die 
höheren Inſtanzen und zwar in letzter Inſtanz An den Miniſter für die land» 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten verfolgt werden. 

Der Rekurs gegen ſolche Reſolute der Deichaufſichtsbehörden, durch 
welche über die interimiſtiſche Tragung der Baulaſt entſchieden wird, muß in 
eiden Rekursinſtanzen innerhalb der im $. 7. des Geſetzes bezeichneten Friſt 
bei der unteren Verwaltungsbehörde angemeldet und gerechtfertigt werden. 


Artikel II. 


Vorbehaltlich der Vorſchriften im Artikel VIII. dieſes Geſetzes findet das 
Geſetz vom 28. Januar 1848. auf nachfolgende Gebietstheile keine Anwendung: 


1) auf die Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchdiſtrikte, inſoweit das Patent 
vom 29. Januar 1800. und das allgemeine Deichreglement vom 
6. April 1803. Platz greifen; 


2) auf die Herzogthümer Bremen und Verden, ſoweit die Deichordnung 
vom 29. Juli 1743. Anwendung findet; 

3) auf das Land Hadeln; 

4) auf das Fürſtenthum Lüneburg und die zur Provinz Hannover gehörigen 
Lauenburgſchen Landestheile, ſoweit die Lüneburgſche Deich⸗ und Siel⸗ 
ordnung vom 15. April 1862. und 

5) auf die Grafſchaften Hoya und Diepholz, ſoweit die Deich und Ab. 
wäſſerungsordnung vom 22. Januar 1864. Anwendung findet, oder 
demnächſt in Anwendung gebracht werden wird; 


6) auf das Fürſtenthum Oſtfriesland 
7) auf den zum Herzogthum Aremberg⸗Meppen gehörenden Bezirk der 
Stadt Papenburg. 
Artikel. III. 


In den unter 1. bis 6. im Artikel II. erwähnten Gebietstheilen verbleibt 
1 bei den dort in Geltung befindlichen, auf das Deich und Sielweſen bezüg⸗ 
feen Geſetzen und Verordnungen, und den durch rechtsverbindliches Herkommen 
eſtſtehenden deich- und ſielrechtlichen Normen bis zur Aufhebung oder Abände⸗ 
rung derſelben im verfaſſungsmäßigen Wege, inſoweit nicht dieſes Geſetz in den 
nachfolgenden, nur für die im Artikel II. bezeichneten Landestheile geltenden Vor⸗ 
0 riften der Artikel IV. bis VIII. entgegenſteht. 
fi Für den Bezirk der Stadt Papenburg treten die Beſtimmungen der Oſt⸗ 
eſiſchen Deich⸗ und Sielordnung vom 12. Juni 1853. (Hannoverſche Geſetz⸗ 
amml. von 1853. III. Abtheilung S. 49.) und der zu derſelben erlaſſenen 
ovelle vom 5. Januar 1864. (Hannoverſche Geſetz-Samml. von 1864. I. Ab⸗ 
fol ng S. 3.) mit den abändernden und ergänzenden Vorſchriften der nach⸗ 
genden Artikel dieſes Geſetzes in Wirkſamkeit. 
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Artikel IV. 


Die innere Organiſation der Deich und Siel⸗(Schleuſen⸗, Wettern 
Waſſerlöſungs⸗ u. ſ. w.) Verbände kann mit Zuſtimmung ihrer Vertretung oder 
im Falle des Widerſpruchs derſelben mit Zuſtimmung des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
der betreffenden Provinz durch landesherrlich zu vollziehendes Statut neu geregelt 
und feſtgeſtellt werden. 

Wo eine ſolche neue Regelung eintritt, ſoll die Mitwirkung der Staats, 
behörden in Angelegenheiten der Verbände auf die Befugniſſe der Oberaufſicht 
beſchränkt, und die unmittelbare Beaufſichtigung und Leitung der Verbandsange 
legenheiten eigenen Beamten oder Vertretern der Verbände übertragen werden. 


Artikel V. 


Mehrere Deichverbände, welche in Beziehung auf die Erhaltung der Deiche 
ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben, können durch die im vorigen Artikel er- 
wähnte ſtatutariſche Regelung unter eine gemeinſame Verwaltung geftellt werden / 
wenn dadurch eine angemeſſenere Aufſicht zu erzielen iſt. 

Daſſelbe gilt für Deich⸗ und Sielverbände, wenn letztere ganz oder über⸗ 
wiegend dem örtlichen Bereiche eines und deſſelben Deichverbandes angehören , 
und für mehrere Siel- (Wafferlöfungs-) Verbände, wenn ſie in waſſerwirthſchaft⸗ 
licher Beziehung gemeinſame Intereſſen haben. 


Artikel VI. 


Die Betheiligung der Landkommiſſaire in den Grafſchaften Hoya und 
Diepholz an der Deich- und Schlagtaufſicht fällt hinweg (vergl. $. 79. des 
Hannoverſchen Geſetzes vom 22. Januar 1864., Hannoverſche Geſetz⸗Samml. 
für 1864. S. 12. und §. 2. der Verordnung vom 29. September 1775. wegen 
der in der Grafſchaft Hoya eingeführten Deich und Schlagtaufſicht). 


Artikel VII. 


Rückſichtlich der Verbandslaſten und ihrer Vertheilung, ſowie rückſichtlich 
etwaiger Aenderungen in dem geltenden Beitragsverhältniſſe verbleibt es bei dem 
beſtehenden Rechte. 

Es fallen jedoch innerhalb der beſtehenden Verbände alle Befreiungen 
von der Mittragung der Deich⸗ und Sielverbandslaſten, ſoweit ſie nicht auf dem 
1 2 19 Beitragsfuße oder der geltenden Art der Laſtenvertheilung be’ 
ruhen, hinweg. 

Iſt eine durch die frühere Geſetzgebung nicht ſchon beſeitigte Befreiung 
von der Mittragung der Verbandslaſten vertragsmäßig durch Gegenleiſtungen 
an den Verband erworben, fo iſt der letztere verpflichtet, dem Inhaber des be 
freiten Grundſtücks für Aufhebung der Freiheit volle Entſchädigung zu leiſten. 
Rückſichtlich aller übrigen, erſt durch dieſes Geſetz aufgehobenen Befreiungen 
liegt dem Verbande eine Entſchädigungsverbindlichkeit nicht ob. 


Art. 
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Artikel VIII. 


Inſoweit es an Vorſchriften über die Bildung neuer Deichverbände oder 
an geſetzlichen Beſtimmungen und rechtsverbindlichem Herkommen über die Ver⸗ 
pflichtung der Eigenthümer eingedeichter Grundſtücke und Vorländer zur Abtre⸗ 
tung derſelben oder zur Geſtattung vorübergehender Benutzung ihres Grundeigen⸗ 
thums für die Deichzwecke fehlt, treten die hierauf bezüglichen Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 28. Januar 1848. ($$. 11. bis 13. und $. 20.) mit den im 
erſten Artikel dieſes Geſetzes enthaltenen Aenderungen und Zuſätzen in Kraft. 


Artikel IX. 


Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


AUrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. April 1872. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


Ar. 8017) Geſetz 


I. Deidhe, die 
zu keinem 
Deichverbande 
gehören. 


. 


Geſe tz 
über 
das Deichweſen. 
Vom 28. Januar 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, da die beſtehenden Geſetze über das Deichweſen ſich als unzureichend 
erwieſen haben, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhörung 
Unſerer getreuen Stände und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths / 
für alle Theile Unſerer Monarchie, was folgt: | 


8. 1. 


Deiche oder ähnliche Erhöhungen der Erdoberfläche, welche die Ausbreitung 
der zeitweiſe aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer beſchränken, dürfen in der gan 
zen Breite, welche das Waſſer bei der höchſten Ueberſchwemmung einnimmt 
(Inundationsgebiet), nicht anders als mit ausdrücklicher Genehmigung der Regie⸗ 
rung neu angelegt, verlegt, erhöht, ſowie ganz oder theilweiſe zerſtört werden. 

Wer dieſem Verbote an denen ſoll polizeilich nicht nur mit einer 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft, ſondern auch, wenn es erforderlich iſt, 
zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes angehalten werden. 

Auf Schutzmaßregeln, welche in Nothfällen für die Dauer der Gefahr 
getroffen werden, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


8. 2. 


Vor Ertheilung der Genehmigung ($. 1.) hat die Regierung nach ihrem 

Ermeſſen in erheblicheren Fällen die Betheiligten zu hören. 
ft es ungewiß, welche Perſonen als betheiligt zu betrachten find, fo kann 

die Regierung eine öffentliche Aufforderung mit der Verwarnung erlaſſen, daß 
diejenigen, welche ſich binnen der zu bezeichnenden Friſt nicht gemeldet haben, mit 
ſpäteren Einwendungen nicht mehr gehört werden ſollen. 

Eine ſolche Aufforderung iſt zweimal in die Amtsblätter des Regierungs⸗ 
bezirks einzurücken, und in den betreffenden Gemeinden auf die ortsübliche Weiſe 
bekannt zu machen. 


8. 3. 
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$. 3. 


Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung oder Erhöhung ($. 1.) iſt 
zu verſagen, wenn, nach dem Urtheile der Regierung, das nothwendige Abfluß⸗ 
profil des Hochwaſſers dadurch beſchränkt werden wuͤrde. 


$. 4. 


J Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schutz der Ländereien mehrerer Beſitzer 
dienender Deich ganz oder theilweiſe verfallen, oder durch Naturgewalt zerſtört, 
ſo kann die Regierung fordern, daß derſelbe nach ihrer Anweiſung bis zu der⸗ 
lenigen Höhe und Stärke wieder hergeſtellt werde, welche er früher gehabt hat. 
. Auch iſt die Regierung berechtigt, in Anſehung der Deiche dieſer Art die⸗ 
jenigen Maßregeln vorzuſchreiben, welche erforderlich find, um deren Erhaltung 
in ihrem bisherigen Umfange und Zuſtande zu ſichern. 


$. 5. 
Die Regierung iſt ermächtigt, diejenigen, welche den Deich zu erhalten 
oder wiederherzuſtellen verpflichtet ſind, hierzu durch Exekution anzuhalten. 


$. 6. 


Iſt es ungewiß oder ſtreitig, wer zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung 
des Deiches verpflichtet ſei, jo kann die Regierung die Leiftungen interimiftifch 
von demjenigen fordern, welcher den Deich ſeither unterhalten hat, oder wenn 
dieſer unbekannt oder nicht leiſtungsfähig iſt, von denjenigen Grundbeſitzern, deren 

rundſtücke, nach dem Ermeſſen der Behörde, durch den Deich geſchützt werden. 
dann die Ermittelung dieſer Grundbefiger nicht fo ſchnell geſchehen, als die Dring⸗ 
lichkeit des Falles es erfordert, ſo ſteht der Regierung frei, die ſämmtlichen Grund⸗ 
eſitzer derjenigen Ortſchaften, in deren Ortsfeldmark oder Gemeindebezirke der 

eich belegen iſt, zu den nöthigen Leiſtungen, nach Verhältniß ihres Grund⸗ 
beſites, anzuhalten, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Grundbeſitzer zur Gemeinde 
gehören oder nicht. 

. 


Die Regierung ſetzt in einem ſolchen Falle ($. 6.) durch ein Reſolut feſt, 
wer die Baulaſt interimiſtiſch zu tragen hat, und wie die Beiträge zu vertheilen find. 
Gegen ein ſolches Reſolut iſt der Rekurs an das Finanzminiſterium zuläffig ; 
derſelbe muß jedoch innerhalb einer vierwöchentlichen, mit dem nächſten Tage nach 
der Mittheilung des Reſoluts beginnenden präkluſiviſchen Friſt bei der Regierung 
angemeldet und gerechtfertigt werden. Erfolgt innerhalb dieſer Friſt nur die 
"meldung, fo find die Verhandlungen ohne Weiteres zur Entſcheidung über den 
Rekurs an das Miniſterium einzuſenden und ſpäter angebrachte neue That⸗ 
ſachen oder Ausführungen nicht zu berückſichtigen. 
. Die Vollſtreckung des Reſoluts wird durch die Einlegung des Rekurſes 
nicht aufgehalten. 
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F 8. 


Den zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung eines Deiches interimiſtiſch 
Herangezogenen bleibt vorbehalten, ihre Anſprüche auf Erſtattung ihrer ya 
oder des Werths ihrer Leiſtungen im Rechtswege gegen die eigentlich Verpflich- 
teten geltend zu machen. 5 


§. 9. 
Die von der Regierung ausgeſchriebenen Beiträge und Leiſtungen ſind den 
e Laſten gleich zu ſtellen, und haben in Kolliſionsfällen vor denſelben 
en Vorzug. 


$. 10. 


In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiftifche Regulirung der Baulaſt 
hat erfolgen müſſen ($$. 6. und 7.), liegt der Regierung ob, zur Regelung der 
künftigen Leiſtungen durch Bildung eines Deichverbandes ($$. 11. ff.), auch ohne 
Antrag der Betheiligten, die erforderliche Einleitung zu treffen. 

Zeigt ſich bei näherer Erörterung die Bildung eines Deichverbandes nicht 
als erforderlich, ſo iſt die Regierung die fernere Erhaltung des Deiches zu ver⸗ 
langen nicht mehr befugt. Die Betheiligten ſind von dieſer Lage der Sache in 
Kenntniß zu ſetzen. 

Der Einleitung zu einem Deichverbande bedarf es nicht, wenn durch 
ſchig . oder im Rechtswege ein Verpflichteter ermittelt und derſelbe leiſtungs⸗ 
ähig iſt. 


F. 11. 


II. Oeich⸗ Iſt es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen Förderung 

verbände. der Landeskultur erforderlich, Deiche und dazu gehörige Sicherungs- und Melio⸗ 
rationswerke anzulegen, zu erweitern oder zu erhalten, fo ſollen die Beſitzer 
ſämmtlicher der Ueberſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke zur gemeinſamen An- 
legung und Unterhaltung der Werke unter landesherrlicher Genehmigung zu 
Deichverbänden vereinigt werden. Zuvor ſind jedoch alle Betheiligte, nöthigen⸗ 
falls nach Erlaſſung eines öffentlichen Aufgebots, welches die im $. 2. beſtimmte 
Wirkung hat, mit ihren Anträgen zu hören. 


§. 12. 
Eine ſolche Vereinigung ſoll insbeſondere in folgenden Fällen herbei⸗ 
geführt werden: 
a) wenn es darauf ankommt, die Grundbeſitzer einer noch unverwallten 


Niederung zur Anlegung und ferneren Erhaltung von Deichen und 
Meliorationswerken zu verpflichten; 


b) wenn die Grundbeſitzer einer ſchon verwallten Niederung zur Verbeſſerung 
und Unterhaltung von Deichen und Meliorationswerken, welche ee 
d nu 
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4 nur von einzelnen Betheiligten angelegt und unterhalten wurden, ver- 
bindlich zu machen find; 
e) wenn dergleichen Deiche und die mittelſt derſelben geſchützten Grund⸗ 
beſitzer einem ſchon beſtehenden Deichverbande angeſchloſſen werden ſollen; 
d) wenn Verwallungs- und Meliorationsanlagen ſchon beſtehender Deich— 
verbände erweitert und auf unverwallte Grundſtücke der noch nicht zum 
Deichverbande gehörenden Beſitzer ausgedehnt werden ſollen. 


’ 


6. 13. 


Grundbeſitzer, welche derſelben Niederung angehören und mit Rückſicht 
auf die Lage ihrer Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben, ſollen in der 
Regel zu Einem Deichverbande vereinigt werden. Eine Ausnahme kann nament- 
lich dann geſtattet werden, wenn für einen Theil der Niederung der Zweck mit 
erheblich geringeren Koſten erreicht werden kann. 


$. 14. 


Mehrere Deichverbände, welche ein gemeinſchaftliches Intereſſe rückſichtlich 
der Erhaltung ihrer Deiche haben, können mit landesherrlicher Genehmigung 
entweder zu Einem Deichverbande vereinigt, oder unter eine gemeinſame Deich⸗ 
verwaltung geftellt und zur gegenſeitigen Unterſtützung bei Durchbrüchen und 
anderen außerordentlichen Beſchädigungen der Deiche verpflichtet werden. 


$. 15. 
Für jeden Deichverband iſt ein landesherrlich 1 vollziehendes Statut ab⸗ 
zufaſſen, in welchem folgende Gegenſtände näher zu beſtimmen ſind: 
a) der Umfang des Sozietätszweckes; 


b) die Deichpflicht oder die Art und Vertheilung der zur Anlegung und 
Unterhaltung der Schutz- und Meliorationswerke erforderlichen Beiträge 
und Leiſtungen; 

e) die von den Grundbeſitzern zu übernehmenden Beſchränkungen des 
Eigenthums; 

d) das den Staatsbehörden beizulegende Recht der Oberaufficht; 

e) die Organiſation, ſowie die Befugniſſe und Pflichten der Deichverwaltungs⸗ 
Behörde; 

() das Recht der Deichgenoſſen, perſönlich oder durch Abgeordnete bei der 
Verwaltung der Deichangelegenheiten mitzuwirken; 


8) die Folgen der Ausdeichung. 


Jahrgang 1872. (Nr. 8017.) 53 $. 16. 
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$: 16. 


Die Oeichpflicht (§. 15.b.) muß von allen einzelnen, durch die Deich⸗ und 
Meliorationswerke gefchügten oder verbeſſerten ertragsfähigen Grundſtücken, Hol 
und Bauſtellen, auch wenn dieſelben ſonſt von den gemeinen Laſten befreit oder 
dabei bevorrechtet ſind, nach dem im Statute zu beſtimmenden Maßſtabe gleich 
mäßig getragen werden. Als Vertheilungsmaßſtab iſt in der Regel das Ber 
hältniß des abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils anzu‘ 
nehmen; aus beſonderen Gründen kann jedoch ein anderer Vertheilungsmaßſta 
zugelaſſen werden. . 

Eine Befreiung von der Deichpflicht kann künftig auf keinerlei Weiſe / 
auch nicht durch Verjährung, erworben werden. 


6. 17. 


Die Vertheilung der Deichpflicht unter die Deichgenoſſen erfolgt ſelbſt 
dann nach den Grundſätzen des §. 16., wenn dieſe Pflicht bis dahin auf Grund 
ſpezieller Rechtstitel zwifchen dieſen Perſonen in anderer Art vertheilt war, oder 
Einzelne danach von Anderen ganz übertragen werden mußten. 

In ſolchen Fällen können aber die durch einen ſpeziellen Rechtstitel Br 
rechtigten Entſchädigung für die erſt durch den Deichverband ihnen auferlegten 
Leiſtungen von den durch jenen Titel Verpflichteten, nach Maßgabe deſſelben, 
inſoweit fordern, als dieſe Leiſtungen ſchon vor Errichtung des Deichverbandes zur 
Erhaltung oder Wiederherſtellung der früheren Schutzanlagen nothwendig waren, 

Die Verpflichtung zu ſolchen Entſchädigungen kann gegen eine verhältniß⸗ 
mäßige Vergütung abgelöſt werden. 


$. 18. 


Die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht ruht unablöslich auf 
den Grundſtücken, iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Kolliſions“ 
fällen vor denſelben den Vorzug. 

$. 19. 


Die Erfüllung der Deichpflicht kann von der Deichverwaltungsbehörde 
in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zuläffig ift, durch Exekution 
erzwungen werden. Dieſe Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer 
oder andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich ihres Regreſſes 
an den eigentlich Verpflichteten. 

$. 20. 


Die Eigenthümer der eingedeichten Grundſtücke und Vorländer find ver 
pflichtet, auf Anordnung der Deichbehörde, dem Verbande den zu den Schuß’ 
und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden gegen Vergütung 
abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Materialien an Sand, 
Lehm, Raſen u. ſ. w. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derſelben ihnen 
entftandenen Schadens zu überlaſſen. Der außerordentliche Werth iſt bei Feſt⸗ 
ſetzung der Vergütung oder Entſchädigung nicht in Anrechnung zu ae 71 


e a 
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Auch diejenigen Beſchränkungen des Eigenthums, denen ſich die nicht zum 


Dei örenden Beſitzer des Vorlandes, oder der am Flußufer, in der 
| Rare 15 gamen aflichen Gräben und Schleuſen belegenen 
Grundſtücke zu unterwerfen haben, ſind in dem Deichſtatute näher zu beſtimmen. 


9. 22. 


itigkeiten über die Fragen, ob ein Grundſtück nach $. 16. deich⸗ 
9 i it, ober wie Die Deca zu vertheilen iſt, find mit Ausſchluß des 
echtsweges von den Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. 


$. 23. 


ie bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes vorhandenen Deichord- 

d S bleiben a a Kraft, doch follen W denen es 

erforderlich erſcheint, einer Reviſion unterworfen werden. 1155 Abänderung und 
ufhebung kann nur unter landesherrlicher Genehmigung erfolgen. 


$. 24. 


i i i i der Deiche, welche deren 

Die Regierung iſt befugt, eine ſolche Benutzung } 

Widerſtandsfähigteit 55 ae geeignet iſt, zu . zu 15 

agen. Werden hierdurch wohlerworbene Rechte eingeſchränkt 0 10 aufgebo er 

h hat der zur Unterhaltung des Deiches Verpflichtete den Berechtigten zu ent» 
chädigen. . 


. 25. 


g ER ; i iner Niederung gegen 
die Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer ö 
ng ee e wor ge 9 
nu izeibehörde, alle Bewohner der 5 1 \ 
a Gegen zu den Schutzarbeiten unentgeltlich Sill 1 und 
ie erforderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel mit zur 5 e an def g 
Die Polizeibehörde kann die in ſolchen Fällen a abrege n 5 
durch Exekution zur Ausführung bringen; ſie iſt befugt, die lch 0 55 
zur Abwehr der Gefahr dienlichen ſen mit B n lach ie ie 
Mögen ordern, und dieſe müſſen mit Vorbe 8 N 
den Wer lichten und der Erſtattung des Schadens, bei ag jedoch der 1 
ordentliche Werth nicht in Anrechnung kommt, von den Beſitzern verabfolg 
werden. 


$. 26. 


| i ichver 6 det die Vorſchrift 
Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, fin i 
des g. 280 e ee Anwendung, als das Deichſtatut nicht andere Beftim- 
mungen enthält. A 
(Nr. 8017.) 53 §. 27. 


III. Gemein⸗ 
ſame Be⸗ 
ſtimmungen. 


BEN Te 


F. 27. a 

In Beziehung auf die Anlegung oder Veränderung von Deichen oder 

Meliorationswerken, welche auf die Vertheidigungsfähigkeit der Fein agen einzu⸗ 

wirken geeignet ſind, bewendet es bei der Vorſchrift des $. 12. des Regulativs 

vom 10./30. September 1828. über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder 

ſonſtigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächſten Umgebungen 
der Feſtungen. 
$. 28. 

Alle von dem gegenwärtigen Geſetze abweichende Beſtimmungen der. all 

gemeinen Landesgeſetze oder der für einzelne Landestheile beſtehenden Verord- 


nungen, namentlich die $$. 63. bis 65. Titel 15. Theil II. des Allgemeinen Land- 
rechts, werden hierdurch aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Januar 1848. 


(L. S.) G83) Friedrich Wilhelm. 


(gegengez) v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uh den. v. Düesberg— 


Beglaubigt: 
(gez.) Bode. 


(Nr. 8018.) 


A 


(Nr. 8018.) Privilegium wegen Ausgabe von 4,250,000 Thaler Prioritäts - Obligationen 
der Breslau Schweidnitz Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
6. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


„Nachdem von dem Verwaltungsrathe der Breslau-⸗Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des in der Generalverſammlung der Aktionaire 
vom 10. November 1871. gefaßten Beſchluſſes darauf angetragen iſt, zur Her⸗ 

ellung einer Breslau- Stettin- Swinemünder Eiſenbahn durch den Bau einer 

ahn von der zur Liegnitz⸗Rothenburger Bahnſtrecke gehörigen Station Rothen⸗ 
burg über Küſtrin, Stettin nach Swinemünde (Oſtſwine) und einer Bahn von 
der zu derſelben Bahnſtrecke gehörigen Station Raudten nach Breslau, ſowie zu 

eränderungen, Vergrößerungen und Vervollſtändigungen der Anlagen und 
Betriebsmittel auf den im Betriebe befindlichen Bahnſtrecken der Geſellſchaft die 

ufnahme einer Anleihe vorläufig im Betrage von 4,250,000 Thalern, vier 

illionen zweihundertfunfzig Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung auf den In⸗ 

aber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritäts- Obligationen zu 
chatten „wollen Wir durch gegenwärtiges Privilegium auf Grund des Ge⸗ 
etzes vom 17. Juni 1833. Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe 
der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


K. 1. 


Die in Höhe von 4,250,000 Thalern zu emittirenden Obligationen, auf 
deren Rückſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums beigefügt wird, werden unter 
er Bezeichnung: 
„Prioritäts⸗ Obligation Littr. H. der Breslau⸗Schweidniß⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft“ 
nach dem anliegenden Schema A. in Stücken von Eintauſend, zweihundert und 
. inhundert Thalern unter fortlaufenden Nummern ausgefertigt und zwar: 
Y 1,900,000 Thaler in Stücken zu 1000 Thaler unter Nr. 1. bis 1000, 
r ER TE, 
650,000 . „ 14,001. » 20,500. 
Jeder Obligation werden Zinskupons auf fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren gemäß der weiter 
, beigefügten Schemas B. und C. beigegeben. 1 
7 Dieſe Kupons, ſowie der Talon werden alle fünf Jahre auf beſonders 
zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. b 
Die Obligationen, Zinskupons und Talons werden mit Fakſimile-Unter⸗ 
ſchriften von zwei Mitgliedern des Direktorii und des Hauptrendanten verſehen. 


. 2. 


Die Obligationen werden mit 44 Prozent jährlich verzinſt, und die Zinſen 
2 helbjährlichen Raten am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres in Bon 
r. 8018.) ei 
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bei der Geſellſchafts⸗Hauptkaſſe oder an anderen durch das Direktorium zu be⸗ 
zeichnenden Zahlungsſtellen ausgezahlt. 
Zinſen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von dem in dem betreffenden 
. falsche. Zahlungstage an, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil 
er Geſellſchaft. 2 
Die Ausreichung jeder neuen Serie von Zinskupons erfolgt an den Prä— 
ſentanten des Talons, durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der 
neuen Zinskupons nebſt Talon quittirt wird, ſofern nicht vorher dagegen von 
dem Inhaber der Obligation unter Präſentation derſelben bei dem Geſellſchafts⸗ 
Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 
| Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs, oder wenn der Talon innerhalb 
Jahresfriſt vom Tage der Fälligkeit nicht beigebracht wird, erfolgt die Ausreichung 
an den Inhaber der Obligation. 


$. 3. 


Die Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem Jahre 1880. 
beginnt und alljährlich den Betrag von 3 Prozent oder 21,250 Thaler unter 
Zuſchlg der durch die eingelöſten Obligationen erſparten Zinſen umfaßt. 

ie Auslooſung findet jedesmal im Monat Juli ſtatt, und die Auszahlung 
des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Prioritäts- 
Obligationen erfolgt am 1. Oktober jeden Jahres. 

Die Auslooſung geſchieht Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines 

das Protokoll führenden Notars in einem mindeſtens 14 Tage vorher zur öffent‘ 


lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Obli— 


gationen der Zutritt geſtattet wird. 

Der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vor 
behalten, mit Genehmigung der Staatsregierung ſowohl den Amortiſationsfonds 
zu verſtärken und dadurch die Tilgung der Obligationen zu beſchleunigen, a 
auch ſämmtliche Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher 
Friſt zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem Königlichen Eiſenbahn— 
Kommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


§. 4. 

Die Nummern der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen werden binnen 
14 a nach Abhaltung des im F. 3. gedachten Termins öffentlich bekannt 
gemacht. 8 
Die Auszahlung erfolgt von dem in F. 3. dazu beſtimmten Termine ab 
in Breslau von der Geſellſchafts⸗Hauptkaſſe direkt oder durch Vermittelung der 
vom Direktorium hierzu bezeichneten Zahlungsſtellen, nach dem Nominalwerthe 
an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der zuge‘ 
hörigen nicht fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht abgeliefert, ſo 


wird der Betrag der fehlenden von dem Kapitalsbetrage der Prioritäts⸗Obligationen 


gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur Zahlung 


präſentirt werden. . 
Die 


3 


FEE rr A ee ER FE E 
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Die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung jeder Prioritäts⸗Obli⸗ 


gation erliſcht mit dem 1. Oktober desjenigen Jahres, in welchem dieſelbe aus⸗ 


gelooſt und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht worden iſt. 
Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen werden in Gegen⸗ 
wart eines Notars verbrannt, und es wird eine Anzeige darüber durch öffentliche 


Blätter bekannt gemacht. 
$. 5. 


Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden jährlich während fünf Jahren vom Geſellſchafts⸗ 
direktorium Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die 
Obligationen, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen 

ufrufe zur Einlöfung vorgezeigt werden, find werthlos, was von dem Direk⸗ 
korium unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann zu ver⸗ 
öffentlichen iſt. 1 

Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen 
mehr, doch kann fie deren gänzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines 
Beſchluſſes der Generalverſammlung aus Billigkeitsrückſichten gewähren. 


$. 6. 

Sind Obligationen, Zinskupons oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar 
gemacht worden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über 
ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, fo iſt das Eiſenbahndirektorium ermächtigt, 
gegen Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleich- 
arkige Papiere auszufertigen und auszureichen. 6 
N Außer dieſem Falle ift die Anfertigung und Ausreichung neuer Obligationen 
in Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gerichtlicher 
Mortifizirung derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Gericht 
erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. =: 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden. 

Es wird jedoch demjenigen, der den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf 
der Verjährungsfriſt ($. 2.) bei dem Geſellſchaftsdirektorium anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſitz glaubhaft darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 

8757. 

Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find auf Höhe der darin verſchrie⸗ 
benen Beträge Gläubiger der Breslau-Schweibnig-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Sie haben in dieſer Eigenſchaft an dem Geſellſchaftsvermögen ein unbedingtes 

orzugsrecht vor den Stammaktien nebſt deren Dividenden. na! 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritäts⸗Obligationen eingelöſt 
ſind oder der zur Einlöſung erforderliche Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf 
die Geſellſchaft keines ihrer Grundſtücke, inſoweit dafjelbe zum Bahnkörper oder 
zum vollſtändigen Transportbetriebe auf den Bahnhöfen erforderlich iſt, e 

(Nr, 8018.) er 
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Der Verkauf oder die dauernde Ueberlaſſung einzelner Theile der Bahn 
an den Staat, an Gemeinden, Korporationen oder Individuen zu ſolchen Anlagen 
und Einrichtungen, welche zu öffentlichen Zwecken dienen, als: zum Poſt⸗ un 
Telegraphenbetriebe, zu polizeilichen und ſteuerlichen Einrichtungen, zur Anlage 
von Packhöfen und Waarenniederlagen oder ſonſtigen, zum Nutzen des Bahn 
betriebes und, ohne dieſen zu gefährden, den Vortheil der Geſellſchaft erzielenden 
Einrichtungen, worüber im Zweifel das Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſariat endgul- 
tig entſcheidet, gehört nicht zu dieſen unterſagten Veräußerungen; auch bleibt der 
Geſellſchaft freie Dispoſition über diejenigen ihr gehörigen Grundſtücke vorbehalten, 
welche nach der Entſcheidung des Königlichen Eiſenbahn⸗Kommiſſariats zum Trans- 
portbetrieb nicht nothwendig ſind. 


Vor den neu auszufertigenden Prioritäts⸗Obligationen im Betrage von 
4,250,000 Thalern bleibt das Vorzugsrecht für Kapital und Zinſen ausdrücklich 
vorbehalten den bis jetzt im Geſammtbetrage von 8,500,000 Thalern ausgegebenen 
Prioritätsaktien und Obligationen, nämlich: 


1) den auf Grund des erſten, Allerhöchſt am 16. Februar 1844. (Geſetz⸗Samml. 
für 1844. S. 61.) beſtätigten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut vom 
11. Dezember 1843. ausgegebenen 2000 Stück Prioritätsaktien im Betrage 
von 400,000 Thalern; 


2) den auf Grund des vierten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut mit Aller- 
höchſter Genehmigung vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851. 
S. 584.) ausgegebenen 7000 Stück Prioritäts⸗Obligationen (Litt. A.) 
im Betrage von 700,000 Thalern; 

3) den auf Grund des fünften Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut, Aller 
höchſt beſtätigt am 14. Februar 1853. (Geſetz-Samml. für 1853. S. 48.) / 
ausgegebenen 8000 Stück Prioritäts⸗Obligationen (Litt. B.) im Betrage 
von 800,000 Thalern; 


4) den auf Grund des Allerhöchſt am 19. Auguſt 1854. (Gefeß-Samml. 
für 1854. S. 517.) beſtätigten ſechsten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut 
ausgegebenen 6000 Prioritäts⸗Obligationen (Litt. C.) im Betrage von 
600,000 Thalern; 


5) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 2. Auguſt 1858. 
(Geſetz-Samml. für 1858. S. 437.) ausgegebenen 3800 Stuͤck Prior’ 
täts⸗Obligationen (Litt. D.) im Betrage von 700,000 Thalern; 


6) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 3. Juni 1861. 
(Geſetz⸗-Samml. für 1861. S. 346. ff.) ausgegebenen 3200 Stück 
Prioritäts⸗Obligationen (Litt. E.) im Betrage von 800,000 Thalern; 


7) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 12. März 1866. 
(Geſetz-Samml. für 1866. S. 133. ff.) ausgegebenen 7600 Stück Priori⸗ 
täts⸗Obligationen (Litt. F.) im Betrage von 1,400,000 Thalern; 

8) den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 11. Juli 1868. 
(Geſetz-Samml. für 1868. S. 744. ff.) ausgegebenen 12,700 Stück 
Prioritäts⸗Obligationen (Litt. G.) im Betrage von 3,100,000 1 

ne 


Er K , 2 = Dr u nt 


— 393 — 
ß Eine weitere Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von 
Stammaktien darf hiernächſt nur erfolgen, wenn den auf Grund des gegenwär- 
tigen Privilegiums emittirten Prioritäts⸗Obligationen nebft Zinſen das Vorzugs⸗ 
recht eingeräumt wird. 

„Dagegen kann Prioritäts-Obligationen bis zur Höhe von 14,250,000 Thalern 
Gleichberechtigung mit dieſer Emiſſion eingeräumt werden, ſofern die zur Fertig⸗ 
ftellung der Eiſenbahn von Rothenburg über Küſtrin, Stettin, nach Swinemünde 

ſtſwine) noch veranſchlagten 11,450,000 Thaler und die zur Herſtellung einer 

erbindung der Breslau-Altwaſſer Bahnſtrecke von Altwaſſer oder einem anderen 
geeigneten Punkte über Friedland bis zur Böhmiſchen Landesgrenze Behufs An- 
ſchluſſes an das Oeſterreichiſche Eiſenbahnnetz veranſchlagten 2,800,000 Thaler in 
Prioritäts-Obligationen aufgebracht werden. 


F. 8. 

Die Inhaber der Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung der darin ver⸗ 

ſchriebenen Kapitalbeträge anders als nach Maßgabe des im F. 3. gedachten 
Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung 
länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate gänzlich eingeſtellt geweſen ift; 
e) wenn die im F. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


In den Fällen zu a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden, und zwar: f 

zu a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b) bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


n dem zu C. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu 
beobadiin, — Fra 2 Snhaber einer Prioritäts-Obligation von dieſen 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. Die 
Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen 
längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amorti⸗ 
renden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. f 
5 Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


$. 9. 

N Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 

urch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staatsanzeiger und mindeſtens 
eine andere nicht in Breslau erſcheinende Zeitung. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8018) 54 Zu 
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Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landes herrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Aufhel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 

0 Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 
machen. 

Gegeben Berlin, den 6. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Prioritaͤts Obligation Littr. H. 
der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft 
(Breslau-Stettin⸗Swinemuͤnde) 
1 
über 


Eintauſend (Zweihundert, Einhundert) Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages von Eintauſend 
(Sweihundert, Einhundert) Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem durch 
Allerhöchſtes Privilegium vom en 187. emittirten Kapitale 
von 4,250,000 Thalern Prioritäts-Obligationen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Frei⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Bir „„ 18. 
Direktorium der Breslau-Schweidnitz- Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile.) (Fakſimile.) 
(Stempel.) | Eingetragen im Lagerbuche A... + 
Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
(Fakſimile.) 
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B. 
Serie Pr 
22 Thlr. 15 Sgr. 
(4 Thlr. 15 Sgr. 
2 Thlr. 73 Sgr.) 
Erſter (Zweiter u. ſ. w.) Zinskupon 
der 
Breslau⸗Schweidnitz Freiburger Eiſenbahn-Prioritäts-⸗Obligation 
Littr. II. f 
(Breslau⸗Stettin⸗Swinemuͤnde) 
e 


„Zweiundzwanzig Thaler fünfzehn Silbergroſchen“ 
(vier Thaler fünfzehn Silbergroſchen, 
zwei Thaler ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige) 
hat Inhaber dieſes Kupons vom 1. April 18. (1. Oktober 18.) ab aus der 


Hauptkaſſe der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft und an den 
durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. 


Breslau, den en 1 
Direktorium der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile.) (Fakſimile.) 


(Fakſimile) Rendant, 


Verjährt um 


Ar. 8018.) 
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C. 


ü n 


der 
Breslau⸗Schweidnitz Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritäts Obligation 
Littr. I. 
(Breslau⸗Stettin⸗Swinemuͤnde) 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe, wodurch er zu 
leich über den Empfang der folgenden Serie der Zinskupons quittirt, binnen 
Nahresfriſt vom z eee 18.. ab an den durch öffentliche Bekannt 
machung bezeichneten Stellen die te Serie der Zinskupons für die nächſten 
fünf Jahre, ſofern nicht vorher dagegen von dem Inhaber der Obligation bei 
dem Geſellſchaftsdirektorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 


Biesen, ano nade 18.. 


Direktorium der Breslau⸗Schweidnitz- Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile.) (Fakſimile. ) 
(Fakſimile) Rendant. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). 


